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Nicht deklariertes Sparheft
Sachverhalt

Gestern hatte ich mit der Vormundschaftsbehörde R. eine Besprechung und einer Beiständin (kombinierte Altersbeistandschaft nach Art. 392 / 393 ZGB / das Mündel ist 70 jährig und lebt in einem privaten Alters- und Pflegeheim). Die Beiständin hatte ein Sparbüchlein bei sich, dass der Sohn des Mündels ihr aushändigte. Das Sparbüchlein lautet wie folgt: Name 1234 (Zahlenwert). Offenbar war das Geld nirgends registriert. Weder auf der Steuerverwaltung, noch bei der Ausgleichskasse (EL-Berechnung). Auf dem Konto liegen Fr. 10`000.-, welche zur Behebung der materiellen Bedürftigkeit nützlich wären. 

Fragen:

· Kann die Beiständin das Geld vom Konto abheben und für Zahlungen brauchen?

· Wen muss die Beiständin wegen dem Geld weiter benachrichtigen?

· Wer hat mit welchen Konsequenzen zu rechnen?

· Was kann / muss die Vormundschaftsbehörde tun, um das Geld für das Mündel nutzbar machen zu können?

Erwägungen

1. Zu Beginn des Mandats ist ein Inventar über sämtliches Vermögen aufzunehmen (Art. 398 ZGB). Das Ihnen übergebene Sparheft gehört, wenn kein anderer Nachweis erbracht ist, der Klientin und ist deshalb ins Inventar aufzunehmen.

2. Im Rahmen der Vermögensverwahrungsmassnahmen hat die Vormundschaftsbehörde nach Aufnahme des Inventars darüber zu entscheiden, welche Mittel dem Mündel zur alleinigen Verwaltung (Art. 414 ZGB), welche Mittel dem Beistand zur autonomen Verwaltung (Einzelunterschrift auf Betriebskonto) und welche Mittel unter Aufsicht der Vormundschaftsbehörde an sicherem Ort verwahrt werden (BSIG Kanton Bern 2/211.1/2.1 vom 12.2.1996).

3. Die verbeiständete Person ist im AHV-Rentenalter. Reicht ihre AHV-Rente nicht aus, kann sie Ergänzungsleistungen (EL) geltend machen, sofern die Einnahmen die vom Gesetz anerkannten Auslagen nicht decken (Art. 2 ff. ELG).


4. Die Ergänzungsleistungsgesetzgebung billigt jeder EL-berechtigten Person einen Vermögensfreibetrag zu, welcher bei Alleinstehenden Fr. 25'000, bei Verheirateten Fr. 40'000 beträgt (Art. 3 c Abs. 1 lit. c ELG). Wenn die verbeiständete mit den aufgefundenen Fr. 10'000 diesen Freibetrag nicht übersteigt, hat das Vermögen keinen Einfluss auf die EL-Berechnung. Andererseits muss es auch nicht aufgebraucht werden, um eine bestehende Bedürftigkeit zu beheben, weil hiefür die EL beansprucht werden können (besondere Verhältnisse vorbehalten).


5. Ihre Fragen lassen sich wie folgt beantworten:
a. Kann die Beiständin das Geld vom Konto abheben und für Zahlungen brauchen?
Die Beiständin kann aufgrund ihrer Ernennungsurkunde für die Klientin jede Verwaltungshandlung ausführen, soweit die Vormundschaftsbehörde nicht eine kollektive  Unterschriftsberechtigung für hinterlegtes Vermögen angeordnet hat (BSIG Kanton Bern 2/211.1/2.1 vom 12.2.1996). Sie wird allerdings mit Vorteil das Sparheft entweder in ein ertragsreicheres mündelsicheres Wertpapier anlegen oder auf ein Alterssparkonto legen. Sparhefte sind nicht weiterzuführen. Für Zahlungen sollte dieser „Lebensendgroschen“ wenn möglich nicht verbraucht werden, es sei denn für Ausgaben, die von der EL nicht angerechnet werden und dem besondern Wohl der betreuten Person dienen.

b. Wen muss die Beiständin wegen dem Geld weiter benachrichtigen?
Die Vormundschaftsbehörde (Inventar). Die Ausgleichskasse ist zu orientieren, allerdings wird der Fund keine Auswirkungen auf die EL haben, wenn das Gesamtvermögen unter Fr. 25'000 bleibt. Bei der nächsten Steuererklärung ist das aufgefundene Vermögen anzugeben.

c. Wer hat mit welchen Konsequenzen zu rechnen?
Je nach dem, ob mit dem verheimlichten Vermögen Leistungen erschlichen oder Steuern gespart wurden, kann das Konsequenzen für die Verbeiständete haben. Wenn die Beiständin das aufgefundene Vermögen in Fortsetzung der bisherigen „Intransparenzstrategie“ weiter verheimlichen würde, könnte sie sich der Falschbeurkundung (Art. 251 und allenfalls 317 StGB) schuldig machen (BGE 121 IV 216, ZVW 1996 Nr. 7 S. 76.

d. Was kann / muss die Vormundschaftsbehörde tun, um das Geld für das Mündel nutzbar machen zu können?
Wenn der Beiständin eine Ernennungsurkunde ausgestellt worden ist, kann dies genügen, es sei denn, die Vormundschaftsbehörde habe dieses Sparheft der kollektiven Unterschrift unterworfen (sh. lit. a hievor).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 2. April 2007
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